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Hinweise der Antragskommission
Dies Heft beinhaltet alle bis 22.08.2025 12.00 Uhr bei der Antragskommission eingegange-
nen zulässigen Anträge. Es wird darauf hingewiesen, dass die Unzulässigkeit eines Antrags 
auch nach der Bekanntgabe festgestellt werden kann. Änderungen und Fehler vorbehalten.

Die Antragskommission macht außerdem folgende Hinweise zur Antragsberatung:

Wer darf Anträge stellen?
Antragsberechtigt zum Landesparteitag sind

• alle Mitglieder des Landesverbands,
• der Landesvorstand,
• der Landesfinanzrat,
• die Organe der Gliederungen des Landesverbands (Bezirks-, Kreis- und Ortsverbände),
• die Organe der landesweiten innerparteilichen Zusammenschlüsse und
• der Landesverband Bayern des anerkannten Jugend- und Studierendenverband.
Antragsfristen
Nach der Landessatzung und der Geschäftsordnung ergeben sich folgende Antragsfristen:

Leitanträge und andere Anträge von grundsätzlicher Bedeutung: 8 Wochen. Sie wurden 
bis spätestens 1. August 2025 parteiöffentlich publiziert, indem sie über den Kreisverteiler 
verschickt wurden.

Allgemeine Anträge: 6 Wochen. Genereller Antragschluss für den 15. Landesparteitag, 1. 
Sitzung war der 15. August 2025.

Änderungsanträge: 2 Wochen. Antragsschluss für Änderungsanträge ist der 12. August 
2025.

Dringlichkeits- und Initiativanträge: 12 Uhr des ersten Beratungstag, also 27.09.2025 12 
Uhr
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Wo und wie können Anträge eingereicht werden?
Die Antragskommission nimmt grundsätzlich über folgende Wege Anträge entgegen:

• per E-Mail an antragsberatung@die-linke-bayern.de,

• per Post an DIE LINKE. Landesverband Bayern, Antragskommission des Landespartei-
tags, Äußere Cramer-Klett-Str. 11 – 13, 90489 Nürnberg, (nur bis 25.09.2025),

• per Fax an 0911 431 220 40 (nur bis 25.09.2025) und 

• ab Tagungsbeginn Abgabe bei der Tagesleitung.

Die Anträge sind in Textform (z.B. als E-Mail) einzureichen.

Dringlichkeits- und Initiativanträge werden nur in Schriftform (gedruckt und unterschie-
ben) entgegen genommen. 

Vorallem umfangreiche Anträge bitte ggf. zusätzlich elektronisch in einem bearbeitbaren 
Format (z.B. E-Mailtext, Word-Datei, keine PDFs) zur Verfügung stellen.

Widerspruchsfrist zu (Teil-)Übernahmen
Die Antragskommission hat gem.  § 23 Abs. 5 der Geschäftsordnung des 15. Landespartei-
tags zum Widerspruch gegen (Teil-)Übernahmen folgendes festgelegt:

Widersprüche, die zum Ziel haben Änderungsanträge, die vom Antragsteller des zuändern-
den Antrags (in geänderter Fassung) übernommen wurden, auf dem Parteitag zu beraten, 
müssen spätestens zwei Stunden nach Eröffnung des Parteitags eingereicht werden. Ist 
eine Einhaltung dieser Frist, wegen kurzfristiger Beratung nicht möglich, bis zur Aufru-
fung des zu ändernden Antrags.

Vor Beginn der Tagung muss ein solcher Antrag zumindest per E-Mail bei der Antragskom-
mission eingereicht werden, ansonsten beim Parteitag persönlich in Textform. Antragsbe-
rechtigt hierfür sind die jeweiligen Änderungsantragsteller*innen (nur bei Teilübernahmen) 
und Delegierte mit beschließender Stimme des Parteitags. 

Die Antragskommission gibt Übernahmen in der Regel in den Antragsheften bekannt. Ins-
besondere kurzfristige Übernahmen werden auch durch Aushang, Tischvorlage oder 
mündliche Bekanntgabe bekannt gegeben. Teilübernahmen werden an die Änderungsan-
tragsteller*innen gesendet.

Dringlichkeits- und Initiativanträge
Dringlichkeits- und Initiativanträge sind nur zulässig, wenn der Gegenstand des Antrags 
eine fristgerechte Antragsstellung nicht zulässt (z. B. wegen hoher Aktualität). Sie be-
nötigen die Unterschrift von mindestens 19 Delegierten mit beschließender Stimme (10 
%). Anzugeben ist auch der Name oder die Delegiertennummer der/des Unterschiebenden.

Dringlichkeits- und Initiativanträge sind spätestens am 27. September 2025 12.00 Uhr in 
Schriftform, also gedruckt und mit Unterschrift der Antragstellenden, einzureichen. Ab 
dem Tag vor Tagungsbeginn, also dem 15. März 2024, sind Dringlichkeits- und Initiativan-
träge bei der Tagesleitung abzugeben. 

Die Antragskommission prüft die Stimmberechtigung der Unterschreibenden. Fehlende 
oder unlesbare Angaben können zur Ungültigkeit der Unterschrift führen.

Für die Sammlung der Unterschriften soll die Vorlage der Antragskommission verwendet 
werden. Sie ist am Ende des Antragsheftes zu finden oder bei der Antragskommission er-
hältlich. 
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Antrag R1: Änderung Geschäftsordnung: 
Elektronische Wahlen und Abstimmungen
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: R - Anträge zu den Regularien und Ablauf des Parteitags

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 15. Landesparteitag wird um folgenden Abs. 3a
2 ergänzt:
3 "Alternativ zur Auszählung durch Zähler:innen, kann die Tagesleitung festlegen, die
4 Abstimmung per OpenSlides durchzuführen. Der Wahlmodus hierbei ist namentlich.

Das
5 Abstimmungsergebnis wird ins Protokoll aufgenommen."
6

7 § 8 "Wahlen" der Geschäftsordnung des 15. Landesparteitag wird wie folgt neu
8 formuliert:
9 "(1) Die Durchführung von Wahlen wird durch die Bundeswahlordnung der Partei
10 geregelt.
11 (2) Soweit gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen, kann die Wahlkommission
12 festlegen, dass Wahlen gem. § 2 Abs. 4 BWO elektronisch als nicht-namentliche Wahl
13 über OpenSlides durchgeführt werden."

Antrag L1: Vor Ort für Gerechtigkeit - gegen 
Rechtsruck und Oligarchie
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitanträge und Anträge von grundsätzlicher

Bedeutung

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Vor Ort für Gerechtigkeit

2 gegen Rechtsruck und Oligarchie
3 Wir, links unten gegen die, rechts oben! Wir erleben die soziale Krise Tag für Tag:
4 Zu hohe Mieten. Zu niedrige Löhne. Zu teure Lebensmittel, Strom- und Buspreise.

Wir
5 sind erschöpft vom Alltag im Kapitalismus. Zu viele von uns kommen nicht über die
6 Runden, obwohl sie sich jeden Tag krumm legen.
7 Gleichzeitig verschärfen die rechten Oligarchen soziale Ungleichheit und treiben den
8 autoritären Umbau voran. Mit der Regierung Trump hat in den USA ein rasanter
9 Rechtsruck in der Wirtschaft stattgefunden. Auch in Deutschland zeichnet sich unter
10 Kanzler Merz mit seinen Blackrock-Seilschaften ein vehementer Rollback ab.
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11 In den Landkreise, Städten und Dörfern fühlen sich die lokalen Unternehmerfürsten
12 durch diese Entwicklung in ihrem Gebaren gestärkt. Wie oft sind es die lokalen
13 Brauerei-Inhaber, Autozulieferer oder Bauunternehmer denen etliche Mietshäuser
14 gehören und die immer weitere Besitztümer anhäufen. Auch durch ihre guten

Beziehungen
15 zu den Bürgermeistern und in die Verwaltung.
16 Mit einer starken Linken in den kommunalen Räten stellen wir uns dieser Entwicklung
17 entgegen.

18 Vorrang für sozialen Wohnungsbau
19 Die rechten Oligarchen pressen die Mieter*innen aus und privatisieren den
20 Wohnungsmarkt. Dem stellen wir uns entgegen: Kein Bauausschuss wird tagen, ohne

dass
21 wir die Mietenfrage zum Thema machen:
22

23

24

25

26

27

28

Baurecht gibt es nur mit sozialem Wohnraum. Wer bauen will, muss sicher stellen,
dass es bezahlbare Mieten gibt. Jede 4. neue Wohnung muss eine Sozialwohnung
sein.
Boden gehört in öffentliche Hand. Kein Verkauf an Investoren und lokale
Oligarchen, kommunale Wohnungsbaugesellschaften werden wir stärken.
Kein Baurecht für Lokale Miethaie.
Leerstand wird erfasst, besteuert – und wenn nötig enteignet.

29 Wir stehen an der Seite der Mieter*innen: Wir helfen bei Mieterhöhungen, bei
30 fehlerhaften Abrechnungen und bei drohenden Räumungen. Entschlossen, konkret

und auf
31 Augenhöhe.

32 Löhne zum Leben – die Kommune als Vorbild
33 Die rechten Oligarchen zahlen schlechte Löhne, untergraben Tarifverträge und höhlen
34 Schutzrechte aus. Als Arbeit- und Auftraggeber vor Ort haben die Kommunen die

Pflicht
35 dem einen Riegel vorzuschieben. Wir legen uns mit den lokalen Oligarchen an:
36

37

38

39

40

41

42

43

Keine Aufträge an ortsbekannte Ausbeuter. Mit Vergabesatzungen und
Tariftreueklauseln beenden wir Hinterzimmerdeals und Spezlwirtschaft.
Wir fordern einen kommunalen Mindestlohn deutlich über dem gesetzlichen.
Wer für
die Gemeinschaft arbeitet, soll davon leben können und nicht nur
dahinvegetieren.
Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit. In der öffentlichen
Verwaltung arbeiten viel mehr FLINTA* als cis Männer – sie werden schlechter
bezahlt und weniger befördert. Das wollen wir ändern.

44 Gerechte Bildung – gleiche Chancen für jedes Kind
45 Die rechten Oligarchen forcieren die Zwei-Klassen-Bildung. KiTa-Gebühren,

Büchergeld,
46 Klassenfahrten, Mittagessen; es darf nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen,

welche
47 Bildungs- und Teilhabe-Chancen unsere Kinder haben. Die Kommunen und Landkreise
48 müssen sicherstellen, dass alle Einrichtungen und Schulen gut ausgestattet werden.
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49 → Wir fordern: Kostenfreie Bildung von der Kita bis zur Hochschule, mehr Personal,
50 kleinere Klassen und echte Bildungsgerechtigkeit.

51 Öffentlichen Nahverkehr sichern und ausbauen
52 Die rechten Oligarchen zerstören den ÖPNV durch Kürzungen, Privatisierung und
53 Stilllegungen. Wir setzen auf einen starken, bezahlbaren und flächendeckenden
54 Nahverkehr.
55 → Wir fordern: den Ausbau des ÖPNV, langfristige Finanzierung und Erhalt des
56 Deutschlandtickets und Sozialtickets der Städte und Landkreise.

57 Solidarität statt Spaltung, gemeinsam gegen rechten
Kulturkampf

58 Die rechten Oligarchen führen einen Kulturkampf, um die Gesellschaft zu spalten und
59 von der sozialen Ungleichheit abzulenken. Wir stehen für Solidarität, Vielfalt und
60 Respekt.
61 → Wir kämpfen gegen Rassismus, Antifeminismus und autoritäre Politik – für eine
62 offene und solidarische Gesellschaft.

63 Öffentlicher Institutionen für alle
64 Die rechten Oligarchen wollen die öffentlichen Institutionen kaputt sparen und
65 erwarten von der kommunalen Verwaltung Gefälligkeiten und das zuschanzen von
66 Aufträgen. Wo wir in den Räten sind, bringen wir diese Korruption ans Licht. Wir
67 stemmen uns gegen Sparpolitik und kämpfen gegen Verwaltungswillkür.
68 → Wir fordern: Investitionen in den öffentlichen Dienst, gute Arbeitsbedingungen,
69 demokratische Kontrolle und konsequente Bekämpfung von Korruption und Willkür.
70

71 Auf Augenhöhe gehen wir ins Gespräch
72 Mit Haustürgesprächen knüpfen wir an unsere Erfolge aus der Bundestagswahl an.

Wir
73 kennen die Sorgen der Leute, weil wir mit ihnen reden, zuhören, helfen und zu viele
74 von uns selbst davon geplagt sind. Mit diesen Erfahrungen ziehen wir in die
75 kommunalen Räte.
76 Und wir schöpfen den möglichen Spielraum aus: Immer gemeinsam und auf

Augenhöhe mit
77 den Betroffen streiten wir für konkrete Verbesserungen und machen deutlich, was
78 möglich wäre, wenn die kapitalistischen Besitzverhältnisse andere und die Vermögen
79 gerecht verteilt wären.
80 Dafür kandidieren wir als Team, als Bewegung, als Partei der sozialen

Gerechtigkeit.
81 Am 9. März starten wir durch
82 Gewählt werden einige, die Arbeit leisten wir gemeinsam. Zusammen stellen wir

sicher,
83 dass wir handlungsfähig sind und unterstützen uns gegenseitig. Vor Ort bilden wir
84 Teams. Kreis- und Ortsverbände arbeiten Hand in Hand mit den Mandatsträger*innen

und
85 entwickeln gemeinsam die Inhalte. Der Landesverband stellt Musteranträge und
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Hinweise
86 zur Geschäftsordnung zur Verfügung, fördert Kandidaturen von Frauen und

unterstützt
87 deren Arbeit in den Räten. Als Mandatsträger*innen vernetzen wir uns untereinander,
88 bilden dezentrale Austauschmöglichkeiten und helfen uns solidarisch. Und im Herbst
89 2026 organisieren wir eine große kommunalpolitische Konferenz.
90 Mit einer starken Linken vor Ort kämpfen wir für Gerechtigkeit gegen die rechte
91 Oligarchie. Gemeinsam organisieren wir die Hoffnung!

Antrag L1-E1: Ersetzungsantrag zu L1
Antragsteller*in: KV München
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitanträge und Anträge von grundsätzlicher

Bedeutung

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Vor Ort für Gerechtigkeit -

2 gegen Rechtsruck und Oligarchie
3 Wir erleben die soziale Krise Tag für Tag: Zu hohe Mieten. Zu niedrige Löhne. Zu
4 teure Lebensmittel und Strompreise. Zu wenige öffentliche Verkehrsmittel.
5 Gleichzeitig rückt die politische Debatte immer weiter nach rechts. Diese
6 Entwicklungen sind keine Zufälle, sondern die Auswirkungen einer tief verankerten
7 Zweiklassengesellschaft, in der eine kleine Minderheit – unsere Oligarchen – mehr
8 Einfluss haben als wir alle zusammen.
9 Uns wird eine faire demokratische Beteiligung versprochen, doch wenn jede Wahl
10 trotzdem zur Folge hat, dass die soziale Krise sich verschärft, steigt das Gefühl der
11 Machtlosigkeit. Die Wahlgleichheit auf dem Papier wird zur Farce, wenn in der
12 Realität eine kleine Minderheit über die wichtigen politischen Entscheidungen
13 bestimmt. Die anderen Parteien tun nichts gegen diese Schieflage – im Gegenteil: Sie
14 feuern sie mit an. Persönliche Beziehungen, Lobbyismus und Korruption bestimmen

ihr
15 Handeln und sorgen dafür, dass sie im Interesse der Oligarchen entscheiden, sofern
16 sie nicht selbst zu ihnen gehören.
17 Gleichzeitig versuchen sie, die Menschen mit Kulturkämpfen zu spalten und
18 handlungsunfähig zu machen, stärken autoritäre Mechanismen und nutzen die Angst

vor
19 dem Krieg, um ein massives Aufrüstungsprogramm umzusetzen – alles auf Kosten

des
20 Sozialen.
21 Allen voran die AfD: Sie inszeniert sich gerne als „Kümmererpartei“, hat aber nur die
22 Interessen der Reichsten im Blick, was auch an ihren Steuerkonzepten oder ihrer
23 Unterstützung der massiven Militarisierung zu sehen ist.
24 Die Linke steht als Einzige an der Seite der lohnabhängig Beschäftigten – unserer
25 Klasse – und zwar auf Augenhöhe und ohne Stellvertreterpolitik zu betreiben. Wir
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26 nehmen keine Unternehmensspenden an und decken die Korruption der anderen auf.
Wir

27 organisieren gemeinsam mit den Menschen Widerstand, statt über ihre Köpfe hinweg
zu

28 entscheiden.
29 Wir lassen uns nicht spalten: Um dem Rechtsruck erfolgreich etwas

entgegenzusetzen,
30 müssen wir auch in Bayern gemeinsam den oligarchischen Strukturen den Kampf

ansagen.
31 Mit einer starken Linken in den kommunalen Räten wollen wir uns dieser Aufgabe
32 stellen.

33 Vorrang für sozialen Wohnungsbau
34 Der großflächige Besitz von Boden und Wohnraum verschafft nicht nur eine lukrative
35 Einnahmequelle über die Ausbeutung der Mieter*innen, sondern garantiert auch
36 politischen Einfluss in der Kommune. Durch die Privatisierung des Wohnungsmarktes
37 haben die anderen Parteien in den kommunalen Räten im Interesse der Oligarchie
38 gehandelt und diesen Einfluss weiter gestärkt. Wir stellen uns dem entgegen. Kein
39 Bauausschuss wird tagen, ohne dass wir die Miet- und Bodenfrage zum Thema

machen:
40

41

42

43

44

45

Boden gehört in öffentliche Hand. Kein Verkauf an Investoren und lokale Baulöwen
oder Großgrundbesitzer. Kommunale Wohnungsbaugesellschaften werden wir
stärken.
Baurecht gibt es nur mit sozialem Wohnraum. Wer bauen will, muss sicherstellen,
dass es bezahlbare Mieten gibt. Jede vierte neue Wohnung muss eine
Sozialwohnung
sein. Kein Baurecht für lokale Miethaie.
Leerstand wird erfasst, besteuert – und wenn nötig enteignet.

46 Wir stehen an der Seite der Mieter*innen: Wir helfen, Widerstand zu organisieren bei
47 Mieterhöhungen, fehlerhaften Abrechnungen und drohenden Räumungen.

48 Löhne zum Leben – die Kommune als Vorbild
49 Große private Unternehmen können als Anbieter für Arbeitsplätze einen großen Druck
50 auf Politikerinnen ausüben und stecken oftmals viele Ressourcen in Lobbyismus.
51 Dadurch können sie schlechte Löhne zahlen, Tarifverträge untergraben und

Schutzrechte
52 der Arbeiterinnen aushöhlen. Zudem sind sie in der Regel patriarchal geführt und
53 legen wenig Wert auf Gleichstellung. Als Arbeit- und Auftraggeber*innen vor Ort

haben
54 wir in den Kommunen die Möglichkeit, dem einen Riegel vorzuschieben. Wir legen uns
55 mit den lokalen Oligarchen an und stärken die Selbstbestimmung unserer Klasse:
56

57

58

59

60

61

62

Keine Aufträge an ortsbekannte Ausbeuter. Mit Vergabesatzungen und
Tariftreueklauseln beenden wir Hinterzimmerdeals und Korruption.
Wir fordern einen kommunalen Mindestlohn, deutlich über dem gesetzlichen. Wer
für die Gemeinschaft arbeitet, soll davon leben können.
Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit. FLINTA*s werden nach wie vor
schlechter bezahlt und weniger befördert – und das, obwohl in der öffentlichen
Verwaltung viel mehr Frauen als cis-Männer arbeiten. Das wollen wir ändern.
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63 Gerechte Bildung – gleiche Chancen für jedes Kind
64 Die Zweiklassengesellschaft zeigt bereits in den frühen Jahren des Lebens ihre
65 Wirkung: KiTa-Gebühren, Büchergeld, Klassenfahrten und Mittagessen nehmen

abhängig
66 vom Geldbeutel der Eltern Kindern Bildungs- und Teilhabechancen weg. Gleichzeitig
67 lernen die Kinder der Oligarchen an Privatschulen ihre zukünftige Politiker*innen-
68 Freunde kennen, mit denen sie später Geschäfte machen werden. Wir wollen eine

echte
69 Chancengleichheit für alle. Kommunen und Landkreise müssen sicherstellen, dass alle
70 Einrichtungen und Schulen gut ausgestattet werden und für alle zugänglich sind.
Wir fordern: Kostenfreie Bildung von der KiTa bis zur Hochschule, mehr Personal, kleinere
Klassen und echte Bildungsgerechtigkeit.

73 Öffentlichen Nahverkehr sichern und ausbauen
74 Mobilität ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche und politische
75 Beteiligung. Während Oligarchen problemlos zu jeder Lobby-Veranstaltung auf dieser
76 Welt fliegen können, ist es für viele in Bayern nicht ohne Weiteres möglich, in die
77 nächste Kommune zu fahren, um sich an einer Versammlung oder an einem Streik zu
78 beteiligen. Wir setzen auf einen starken, bezahlbaren und flächendeckenden
79 Nahverkehr, damit alle teilhaben können, bezahlbar und barrierefrei.
Wir fordern: den Ausbau des ÖPNV, langfristige Finanzierung und Erhalt des
Deutschlandtickets und der Sozialtickets der Städte und Landkreise. Perspektivisch soll
der ÖPNV ticketfrei werden.

83 Solidarität statt Spaltung, gemeinsam gegen rechten
Kulturkampf

84 Die anderen Parteien führen einen Kulturkampf, um im Interesse der Oligarchen unsere
85 Klasse zu spalten und von der sozialen Ungleichheit abzulenken. Wir stellen uns dem
86 klar entgegen und setzen uns gemeinsam für Solidarität, Vielfalt und Respekt ein.
Wir kämpfen gegen Rassismus, Antifeminismus und autoritäre Politik – für eine offene und
solidarische Gesellschaft.

89 Öffentliche Institutionen für alle
90 Starke öffentliche Institutionen sind nicht im Interesse oligarchischer
91 Einflussnahme, denn private Unternehmen entziehen sich leichter der
92 gesellschaftlichen Kontrolle und werfen zudem gute Profite ab. Daher wurden mit Hilfe
93 der Politiker*innen der anderen Parteien über die letzten Jahrzehnte immer mehr
94 Institutionen kaputtgespart und privatisiert. Dieser Entwicklung und der jetzigen
95 Sparpolitik stellen wir uns mit allen Beschäftigten im öffentlichen Dienst klar
96 entgegen.
Wir fordern: Investitionen in den öffentlichen Dienst, gute Arbeitsbedingungen,
demokratische Kontrolle und konsequente Bekämpfung von Korruption und Willkür.

100 Wir gehen ins Gespräch
101 Mit Haustürgesprächen knüpfen wir an unsere Erfolge aus der Bundestagswahl an.

Wir
102 kennen die Probleme der Menschen, weil wir mit ihnen reden, zuhören, helfen und

viele
103 von uns selbst davon betroffen sind. Mit diesen Erfahrungen ziehen wir in die
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104 kommunalen Räte und gehen dort bis an die Grenzen des Möglichen. Wir kämpfen mit
den

105 Menschen für konkrete Verbesserungen und machen darüber hinaus immer deutlich,
wie

106 die Gesellschaft aussehen könnte, wenn die kapitalistischen Besitzverhältnisse
107 überwunden werden.
108 Dafür kandidieren wir als Team, als Bewegung – als Partei der sozialen

Gerechtigkeit.
109 Am 9. März starten wir durch.
110 Gleich wie viele von uns in die kommunalen Räte kommen – die Arbeit leisten wir alle
111 gemeinsam. Zusammen stellen wir sicher, dass wir handlungsfähig sind und

unterstützen
112 uns gegenseitig. Vor Ort bilden wir Teams. Kreis- und Ortsverbände arbeiten Hand in
113 Hand mit den Mandatsträger*innen und entwickeln gemeinsam die Inhalte.
114 Der 8. März ist nicht nur Wahltag, sondern auch Internationaler Frauentag. Als
115 feministische Partei kämpfen wir für eine Welt, die frei ist von patriarchalen
116 Strukturen und Unterdrückung aufgrund von Geschlecht, Herkunft, sexueller
117 Orientierung oder Klasse. Das berücksichtigen wir bei der Inhaltsfindung.
118 Der Landesverband stellt Musteranträge und Hinweise zur Geschäftsordnung zur
119 Verfügung, fördert Kandidaturen von FLINTAs und unterstützt deren Arbeit in den
120 Räten. Als Mandatsträgerinnen vernetzen wir uns untereinander, bilden dezentrale
121 Austauschmöglichkeiten und helfen uns solidarisch. Und im Herbst 2026 organisieren
122 wir eine große kommunalpolitische Konferenz.
123 Mit einer starken Linken vor Ort kämpfen wir für Gerechtigkeit, gegen Rechtsruck und
124 Oligarchie. Gemeinsam können wir uns die Demokratie erkämpfen. Gemeinsam

organisieren
125 wir die Hoffnung

Begründung

Wir begrüßen den klassenkämpferischen Ansatz, den Rechtsruck mit der Macht der
Oligarchen und der Erosion der demokratischen Strukturen inhaltlich zu verknüpfen. In
dem ursprünglichen Text fehlt aber in unseren Augen viel Kontext bezüglich der
tatsächlichen Rolle der Oligarchen und ihren tatsächlichen Einfluss auf die politischen
Entscheidungen.
Viele der Punkte (Sparhaushalt, Privatisierung von Boden und ÖPNV, Bildungssystem etc.)
werden nicht direkt durch die Oligarchen umgesetzt, sondern sind sekundäre Effekte
einer politischen Praxis, in der die Politiker*innen der Parteien die Interessen der
herrschenden Klasse internalisiert haben und diese aus einer eigenen Logik heraus
umsetzen.
In unseren Augen wäre es nicht zielführend, diese Zuspitzung so zu setzen, dass die
„rechten“ Oligarchen an allem Schuld sind, ohne den Hintergrund des Einflusses
zumindest zu versuchen zu erklären.
Daher haben wir in diesem Text versucht:

am Anfang zu erklären, wen wir mit den Oligarchen meinen und welche Rolle sie beim
Rechtsruck und der eigenen Machtlosigkeit spielen.
die Rolle der Politiker*innen hervorzuheben, die sich direkt oder indirekt für die
Interessen der Oligarchen einsetzen.
klar zu definieren, für welche Interessen wir einstehen und wie wir uns von den anderen
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Parteien unterscheiden.
bei allen Punkten anzudeuten, wie unsere konkreten Forderungen dazu führen können,
dass die Macht der Oligarchen geschwächt wird.
eine klarere organisierende Perspektive einzubringen, indem wir hervorheben, wie und
mit wem wir in den einzelnen Punkten den Widerstand organisieren wollen.

Antrag A1: Die gestiegenen Anforderungen meistern
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Die gestiegenen Anforderungen meistern
2 Durch Hauptamtlichkeit stärken wir die Kreisverbände und den Landesverband
3 Die Linke in Bayern ist heute dreimal so groß wie noch vor einem Jahr. Mit dieser
4 Entwicklung gehen viele neue Chancen, aber auch neue Herausforderungen einher.

Um die
5 gestiegenen Anforderungen meistern zu können, beschließt der Landesparteitag

gemäß §
6 30 Abs. 2 der Landessatzung, dass die Ämter der Landessprecher:innen und der/des
7 Landesschatzmeister:in hauptamtlich ausgeübt werden können. Die Höhe der

Vergütung
8 wird in der Finanzordnung geregelt.
9 Mit den neuen Kapazitäten werden folgende Bereiche gestärkt: öffentliche

Wahrnehmung,
10 Unterstützung der Kreisverbände, Entlastung der Landesgeschäftsstelle.
11 Mit der gewachsenen Mitgliederschaft sind die Chancen für den Einzug in den
12 Bayerischen Landtag 2028 massiv gestiegen. Damit dies tatsächlich gelingt, braucht

es
13 unbedingt die kontinuierliche Wahrnehmung der Linken in der bayerischen
14 Öffentlichkeit. Der Landesvorstand wird beauftragt, hierzu eine Strategie zu
15 entwickeln, die unsere Themen öffentlichkeitswirksam setzt und Reaktionen auf
16 aktuelle Ereignisse ermöglicht. Mit der Hauptamtlichkeit wird gewährleistet, dass
17 kurzfristige Antworten und Entscheidungen überhaupt möglich werden.
18 Für die Kreisverbände wird eine deutlich bessere Erreichbarkeit des Landesvorstands
19 gewährleistet. Schulungen und Ausbildungen können regelmäßig fundiert vorbereitet

und
20 organisiert werden. Zudem wird die Landesgeschäftsstelle entlastet und kann somit

den
21 Kreisverbänden ebenfalls besser zur Seite stehen. Die hauptamtliche Unterstützung

bei
22 Kampagnen und Aktionen, die Übernahme der Lohnbuchhaltung sowie Hilfe bei
23 Einstellungsprozessen für Kreisverbände werden für die Zukunft gesichert und, wo
24 nötig, sogar ausgebaut. Eine engere Betreuung der Kreisschatzmeister:innen führt zu
25 mehr Sicherheit im Umgang mit den Finanzen.
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26 Gerade jetzt, wo die Partei sich schnell und massiv entwickelt, sich vielerorts neue
27 Strukturen bilden und glücklicherweise auch viele Neumitglieder Verantwortung
28 übernehmen, entsteht vielerorts ein erhöhter Betreuungsbedarf. Diese Entwicklungen
29 gilt es jetzt eng zu begleiten, um Rückschläge möglichst gering zu halten und den
30 „Drive“ aus der Bundestagswahl über die Kommunalwahlen in die Landtagswahl zu

tragen.
31 Diese Aufgabe ist ehrenamtlich schlicht nicht zu meistern.
32 Bei der Beschlussfassung über die Vergütungshöhe hat der Landesvorstand die zur
33 Verfügung stehenden finanziellen Mittel zu prüfen und sicherzustellen, dass die
34 Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zu den Gesamtausgaben steht.

Insbesondere
35 ist zu berücksichtigen, dass ausreichend Mittel für reaktive Ereignisse zur Verfügung
36 gestellt werden, um die politisch-finanzielle Schlagkraft der Kreisverbände und des
37 Landesverbands zu stärken.

Antrag A2: Für Frieden, Abrüstung und 
internationale Solidarität – Gegen Krieg, 
Militarisierung und doppelte Standards
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Für Frieden, Abrüstung und internationale Solidarität
–

2 Gegen Krieg, Militarisierung und doppelte Standards
3 „Der Hauptfeind jedes Volkes steht in seinem eigenen Land.“ — Karl Liebknecht
4 „Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich, wie die Wolke den Regen“ -- Jean Jaures
5 Weltweit nehmen Kriege, Aufrüstung und geopolitische Spannungen dramatisch zu.

Wir
6 befinden uns am Rande eines Dritten Weltkriegs, während gleichzeitig die Klimakrise
7 eskaliert und immer größere Teile der Weltbevölkerung in Armut leben. Die
8 Militarisierung durchdringt zunehmend alle gesellschaftlichen Bereiche – von Bildung
9 über Forschung bis zur öffentlichen Infrastruktur. Eine Rückkehr zur Wehrpflicht ist
10 ebenso geplant wie die ideologische „Kriegstüchtigkeit“ der Gesellschaft.
11 Die NATO hat sich entgegen früherer Zusagen nach Osten ausgeweitet und mehrfach
12 selbst das Völkerrecht gebrochen. Sie dient nicht der Verteidigung, sondern
13 imperialen Interessen – genau wie Russland und andere Großmächte. Die zunehmende

14 Systemkonkurrenz, insbesondere mit China, verschärft diese Entwicklung. Die Staaten

15 des globalen Südens (BRICS, ...) organisieren sich, lösen sich vom Neokolonialismus
16 (Westafrika, ...) und gewinnen Bedeutung jenseits des globalen Nordens (G7, EU, ...).
17 Die Linke steht für einen klaren Bruch mit dieser Logik von Aufrüstung, Konfrontation
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18 und Krieg. Unsere Friedenspolitik basiert auf einem klassenpolitischen Standpunkt:
19 Wir stehen an der Seite derer, die in Kriegen kämpfen, sterben und unter ihnen leiden
20 müssen; ob als Soldat:innen oder zivil. Wir stehen nicht an der Seite derer, die von
21 ihnen profitieren. Nur durch konsequente Abrüstung, internationale Solidarität und
22 eine Friedensordnung auf Basis gegenseitiger Sicherheit können wir den
23 Herausforderungen der Zeit begegnen.
24

25
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Die Linke Bayern verurteilt alle Kriege und Militärinterventionen – wie den1.
russischen Krieg in die Ukraine, der NATO-Kriege der letzten Jahrzehnte
(Jugoslawien, Irak, Libyen u.a.) sowie der Kriege Israels auf Palästina, Syrien,
den Libanon und den Iran, insbesondere den Völkermord im Gaza.
Die Linke Bayern fordert ein sofortiges Ende aller Waffenlieferungen.2.
Rüstungsexporte müssen gesetzlich verboten, die Rüstungsindustrie muss auf
zivile Produktion umgestellt werden und nicht andersrum.
Die Linke Bayern setzt sich für eine massive Abrüstung ein – militärisch,3.
finanziell und ideologisch. Die Mittel sollen stattdessen in Bildung,
Gesundheit, Soziales und Klimaschutz und internationale Nothilfe investiert
werden.
Die Linke Bayern fordert die Abschaffung aller ABC-Waffen. Dazu gehören der4.
Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag, die Ablehnung der
Stationierung aller Waffen, aktuell insbesondere von Mittelstreckenwaffen in der
BRD.
Die Linke Bayern lehnt die Militarisierung aller gesellschaftlichen Bereiche,5.
insbesondere des Bildungs- und Wissenschaftsbereichs ebenso ab wie die
geplante
Wiedereinführung der Wehrpflicht. Die Bundeswehr soll strukturell nicht
angriffs- oder interventionsfähig sein. Eine EU-Armee lehnen wir ab.
Die Linke Bayern bekräftigt die Notwendigkeit einer umfassenden6.
Friedensordnung.
Langfristiges Ziel bleibt die Überwindung der NATO und ihre Ersetzung durch ein
globales Sicherheitssystem. In Deutschland stationierte ausländische Truppen wie
die US-amerikanische Armee sollen Deutschland verlassen.
Die Linke Bayern fordert ein Völkerrecht ohne doppelte Standards.7.
Menschenrechte
gelten universell – ihre instrumentelle Nutzung zur Rechtfertigung
imperialistischer Kriege lehnen wir ab.
Die Linke Bayern fordert einen bedingungslosen Waffenstillstand in allen8.
laufenden Kriegen. Die ihnen zu Grunde liegenden Konflikte sollen durch
Verhandlungen gelöst werden. Grundlage dafür ist der gegenseitige
Interessensausgleich, sowie der Grundsatz, dass kein Staat seine Sicherheit auf
Kosten eines anderen Staates sichern darf.
Die Linke Bayern arbeitet eng mit Organisationen der Friedensbewegungen,9.
Gewerkschaften, Kirchen, Parteien und zivilgesellschaftlichen Initiativen und
Vereinen zusammen, um den Aufbau einer breiten antifaschistische
Friedensbewegung zu unterstützen – auch international. Wir rufen zur Teilnahme
an den Friedensdemonstrationen am 3.10. in Berlin und Stuttgart auf: "Nie wieder
kriegstüchtig! Stehen wir auf für den Frieden!"
Die Linke Bayern setzt sich für internationale Zusammenarbeit aller10.
fortschrittlichen Kräfte gegen Nationalismus, Rassismus, (Neo-)Kolonialismus,
Imperialismus und Ausbeutung ein.
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67
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Die Unabhängigkeit der Staaten des globalen Südens, die bereits formal seit11.
vielen Jahrzehnten besteht, muss endlich zur vollständigen Unabhängigkeit dieser
Staaten führen. Wir fordern, ein Ende der Besatzung von West-Sahra, ein Ende der
Militärpräsenz der ehemaligen Kolonialmächte, ein Ende des Rohstoffraubes und
der ökonomischen Ausbeutung durch die ehemaligen Kolonialherren.

Antrag A3: Geschäftsführungen in den Kreisverbänden
(Anm.d.AK.)

Antragsteller*in: KV München
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 I.Der Landesverband stellt ab dem Haushalt 2026 ein Personalbudget von 250.000
Euro

2 p.a. für Geschäftsführungen1 in den Kreisverbänden zur Verfügung.
3 II.Der Landesvorstand wird beauftragt, ein Konzept für die damit finanzierbaren vier2
4 Vollzeitäquivalente folgenden Inhalts zu erstellen:
5 a.solidarische Verteilung im Landesverband
6 b.inhaltlich und strategisch begründete Cluster für die Verteilung der zu schaffenden
7 Personalstellen
8 c.Formulierung der Tätigkeitsbeschreibung
9 d.Formulierung der Zielsetzung einer solchen hauptamtlichen Unterstützung
10 e.Vorschlag zur Beteiligung der Kreisverbände (bzw. der Cluster) an der
11 Personalauswahl und der Personalführung
12 III.Der Landesvorstand stellt noch in 2025 den Kreisverbänden sein Konzept vor und
13 erarbeitet in einem geeigneten Rahmen gemeinsam mit den Kreisverbänden eine

finale
14 Version.
15 1 Die Benennung ist ein Arbeitstitel
16 2 Arbeitgeberbrutto, ausgehend von einer Eingruppierung in die EG5/3

Begründung

Der vorliegende Haushaltsentwurf sieht eine Erhöhung der Personalkosten auf
Landesebene um 200.000 Euro vor und für Kreisverbände einen Betrag 85.000 Euro.
Der enorme Mitgliederzuwachs in den Kreisverbänden führt zu einem Arbeitspensum, das
die ehrenamtlichen Vorstände zu strategischen und organisatorischen Neuaufstellungen
zwingt, wenn wir dieses Potential nachhaltig heben und weiterentwickeln wollen. Ohne
hauptamtliche Unterstützung können die ehrenamtlichen Vorstände die bereits
eingetretenen und noch bevorstehenden politischen Herausforderungen nicht so
umsetzen, dass wir vor Ort erfolgreich den Parteiaufbau, die Einbindung und Aktivierung
der Neumitglieder und den Kommunalwahlkampf erfolgreich meistern können.
Wir anerkennen die Mehrbelastung der Sprecher*innen und der Schatzmeister*innen –
sowohl auf Landes- wie auf Kreisverbandsebene.
Für den Landesverband möchten wir auch die Möglichkeit beibehalten, dass die
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Aufwandsentschädigung (derzeit bis zu 800 EUR) erhalten bleibt. Aber: im
Landesverband gibt es bereits mehrere Hauptamtliche zur Unterstützung, die es in den
Kreisen nicht gibt.
Der Landesfinanzrat hat einstimmig beschlossen, den Landesvorstand aufzufordern, ein
Hauptamtlichkeits-Konzept vorzulegen, das die Kreisverbände geschäftsführerisch
unterstützt. Diesem Beschluss wollen wir mit unserem Antrag gerecht werden.
Nicht zuletzt erwartet die Frage, ob vollbezahlte Sprecher*innen oder
weisungsgebundene Angestellte (z.B. Geschäftsführer*innen) finanziert werden, auch
eine politische Antwort.
Vollzeitbeschäftigte Sprecher*innen wären gegenüber dem restlichen gewählten
Vorstand deutlich herausgestellt und in ihrer Führungsrolle gestärkt. Dies ist momentan
nicht das Wesen der demokratischen Struktur im Landesverband Bayern.
Eine solch grundlegende Änderung der demokratischen Verfasstheit kann nicht alleine
über den Haushalt eingeführt, sondern muss grundlegend und ergebnisoffen diskutiert
werden.

Hinweise der Antragskommission

Die Antragssteller haben keinen Antragstitel genannt. Der Antrag wurde zur
Übersichtlichkeit durch die Antragskonmission benannt.

Antrag A4: Für eine flächendeckende, wohnortnahe 
und sichereGeburtshilfe – insbesondere im 
ländlichen Raum
Antragsteller*in: Susanne Horn (KV Schwabach-Roth · Nr. D-30121),

Kathrin Flach Gomez (KV Nürnberg Stadt und Land · Nr.
E-23084), Antje Hauptmann (LAG Betrieb und
Gewerkschaft · Nr. D-35144), Dr. med. Bernd Hartz (KV
Nürnberg Stadt und Land · Nr. D-23090), Evelyn Schötz
(KV Nürnberg Stadt und Land · Nr. D-23096), Titus
Schüller (KV Nürnberg Stadt und Land · Nr. E-23081),
und weitere

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Die wohnortnahe Geburtshilfe steht in Deutschland zunehmend unter Druck –
2 insbesondere in ländlichen Regionen. Während Ballungsräume nach wie vor gut

versorgt
3 sind, hat sich auf dem Land Unterversorgung etabliert. Laut der Deutschen
4 Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG) ist die Zahl der
5 geburtshilflichen Abteilungen in Deutschland von 1.186 im Jahr 1991 auf heute rund
6 600 zurückgegangen.
7 Diese Entwicklung ist alarmierend. Geburtshilfe ist Teil der Daseinsvorsorge – sie
8 darf nicht an wirtschaftlichen Kriterien scheitern.
9 In Bayern sind zahlreiche Geburtsstationen bereits geschlossen oder von Schließung
10 bedroht.
11 Geburten sind keine planbaren Routineeingriffe. Sie sind individuell, komplex und
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12 potenziell lebensgefährlich – für Schwangere und Kind. Eine sichere Geburtshilfe
13 braucht daher Zeit, Personal, Ausstattung und kurze Wege.
14 Das derzeitige DRG-System benachteiligt personalintensive, nicht planbare Bereiche
15 wie die Geburtshilfe. Die notwendigen Vorhaltekosten – baulich, apparativ, personell
16 – werden nicht abgebildet. Das macht eine wirtschaftlich tragfähige Geburtshilfe
17 insbesondere in kleinen Häusern unmöglich.
18 Mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz verschärft sich die Lage

weiter.
19 Neue Vorgaben wie höhere Belegarztdichte sind für kleinere Kliniken kaum umsetzbar.
20 Geburtshilfeeinrichtungen mit geringer Fallzahl, aber hoher regionaler Relevanz,
21 geraten so zusätzlich unter Druck. Es droht eine weitere Ausdünnung der Versorgung

–
22 mit fatalen Folgen.
23 Besonders kritisch ist:
24

25

26

27

28

29

In vielen Kliniken fehlt die unmittelbare pädiatrische Versorgung. Auf jede
zweite Geburtshilfe kommt nur eine pädiatrische Abteilung.
In hebammengeleiteten Einrichtungen fehlt oft fachärztliche Präsenz – obwohl bei
jeder zweiten Geburt ein Eingreifen ärztlicher Geburtshelfender notwendig wird.
Für Menschen ohne Auto oder mit eingeschränkter Mobilität wird die Anreise zur
Geburt unzumutbar – mit sozialen und gesundheitlichen Risiken.

30 Daher fordern wir als LINKE:
31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

Gesundheit vor Profit! Geburtshilfe ist Daseinsvorsorge – sie muss solidarisch1.
und gemeinwohlorientiert finanziert werden.
Erhalt und Ausbau geburtshilflicher Versorgung im ländlichen Raum – unabhängig2.
von Fallzahlen.
Verbindliche Mindeststandards für Geburtsstationen, insbesondere bei der3.
Erreichbarkeit und personellen Ausstattung.
Dauerhafte finanzielle Förderung von Geburtshilfeeinrichtungen – über reine4.
Investitionshilfen hinaus
Einrichtung hebammengeleiteter Kreißsäle in bestehenden Kliniken – mit5.
gesicherter ärztlicher Rückfallebene.
Wahlfreiheit für Schwangere: Jede Schwangere muss selbst entscheiden können,6.
ob
sie in einer großen zentralen Klinik oder in einem kleinen, wohnortnahen
Krankenhaus entbindet.
Verantwortungsübernahme durch Bund und Länder: Geburtshilfe darf nicht den7.
Marktmechanismen überlassen werden.
Ein Sicherstellungsgremium, in dem Länder, Kommunen, Leistungserbringende,8.
Kostenträger und Patientenvertretungen gemeinsam die Versorgung planen und
sichern.

49 Wir kämpfen für eine menschliche, flächendeckende und sichere Geburtshilfe für alle –
50 besonders in Regionen, in denen der Zugang bereits heute gefährdet ist.

Antrag A5: Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs ÖPNV
Antragsteller*in: Oswald Greim (LAG Christ*innen · Nr. D-36147), OV

Kulmbach Stadt und Land
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Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Die Linke Bayern setzt sich für den Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs
2 ein.Sie macht dies nicht nur durch eine plakative Forderung wie im Leitantrag,
3 sondern mit folgendem Konzept, dass auf dem Deutschlandticket und dem darin
4 enthaltenen günstigen Job-Ticket beruht.
5 Die kommunalen Gremien und die Verantwortlichen des ÖPNV werden durch unsere
6 Mandatsträger insbesondere auf dem Lande veranlasst, mit den Betrieben, den
7 Geschäftsleitungen, den Betriebsräten und den Gewerkschaften Kontakt

aufzunehmen, um
8 einen ÖPNV, der auf den Berufspendlerströmen beruht, aufzubauen.
9 Dazu werden die Pendlerströme zwischen den Kommunen, insbesondre zu den

größeren
10 Betrieben erfasst und ÖPNV Angebote entwickelt, die an die Arbeitszeiten angepasst
11 sind.
12 Die Betriebsräte werden unterstützt, um mit den Geschäftsleitungen
13 Betriebsvereinbarungen für kostengünstige Job-Tickets abzuschließen.
14 Dieses Konzept wird Bestandteil des Kommunalwahlkampfes besonders auf dem

Lande.

Begründung

Bisher beruht der ÖPNV auf dem Lande auf den Schülertransporten. Da es darüber hinaus
kaum Angebote des ÖPNV gibt, hat auch das Deutschlandticket nicht zu einer besseren
Nutzung des ÖPNV auf dem Lande geführt, denn dort ist der ÖPNV auf die Schulbeginn-
und Schulendzeiten abgestimmt und nicht auch auf Arbeitsbeginn und Arbeitsende oder
auf Schichtzeiten.
Ohne dass entsprechende ÖPNV Angebot kann aber das günstige Deutschlandticket und
das noch günstigere Job-Ticket auf dem Lande kaum verwendet werden. Das stellt eine
starke Benachteiligung der ländlichen Bevölkerung dar, weil das Pendeln mit dem Job-
Ticket ja sogar schon mit dem Deutschlandticket wesentlich billiger wäre als mit dem
Individualverkehr per PKW.
Ein so ausgebauter ÖPNV würde also auch die finanzielle Situation der Pendler
verbessern (Einkommensverbesserung wie bei Löhne rauf). Darüber hinaus würde er den
Co 2 Ausstoß vermindern und so zum Umweltschutz beigetragen.

Antrag A6: Zionismus als Ethnonationalismus
Antragsteller*in: Christina Theresa Kunkel (KV Würzburg Mainfranken · Nr.

D-34134), Fabian Schneider (KV Regensburg · Nr.
E-27096), Yuls Gerber, Faris Vidia, Ronja Bergler, Jonas
Buhn, Ruben Addison, Sandy Puziewicz, Mayka Scholz,
Manuel Pfanzer

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge
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Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Der Landesparteitag stellt fest, dass es sich bei Zionismus um eine
2 ethnonationalistische Ideologie handelt, mittels derer der Apartheidsstaat Israel
3 einen Genozid an den Palästinenser*innen verübt. Wir verurteilen dies und
4 verpflichten uns, diese menschenverachtende Ideologie zu bekämpfen.

Begründung

Ethnonationalismus:

Bereits im 19. Jahrhundert schlug Theodor Herzl (der ideologische Begründer des
Zionismus) vor, dass der einheimischen Bevölkerung in anderen Staaten Arbeit verschafft
werden sollte, während ihr diese im zionistischen Land verwehrt bliebe.
Der israelische sozialistische Historiker Shlomo Sand beschreibt in The Invention of the
Jewish People, dass seit Anbeginn die Konzepte von „Rasse“, „Blut“ und „Rassenhygiene“
zentral waren (engl. Ausgabe, S.267).
Der Zionist Arthur Ruppin glaubte nicht nur an eine separate jüdische Rasse, sondern
auch, dass weiße Ashkenazim Jüdinnen/Juden allen anderen nicht-europäischen
jüdischen Menschen überlegen seien (vgl. Jegić, 31).
1923 schlug Jabotinsky vor, die Einheimischen sollten komplett vertrieben werden. Er
schrieb außerdem, dass es von ihnen Widerstand geben würde, da indigene Völker ihrer
Kolonialisierung immer Widerstand geleistet haben (vgl. Jegić, 33). Außerdem sah er
Zionismus nicht als „intending to create a Jewish return to a homeland, but rather
conceptualized it as an implant of Western civilization in the East” (Shlaim, 5 in Jegić, 36).
Übersetzt heißt das, dass es bei Zionismus nicht darum geht, dass Jüd*innen in ihr
Heimatland zurückkehren würden, sondern um die sogenannte westliche “Zivilisation” im
Osten zu etablieren. Abgesehen davon, dass es sich dabei um Rassismus in der Form von
Orientalismus handelt, der östliche Kulturen als primitiv darstellt, sollte uns als
Kommunist*innen/Sozialist*innen/linke Menschen klar sein, dass es dabei nicht um
Menschenrechte ging, sondern um die Herrschaft des Kapitals und die Kontrolle von
Handelsrouten.
Des Weiteren verhindern Eheregelungen faktisch Eheschließungen zwischen
Juden*Jüdinnen und Nicht-Juden*Jüdinnen innerhalb Israels (vgl. ITIM).
Die Nationalhymne Hatikvah beschreibt Israel ausschließlich als Erfüllung jüdischer
Sehnsucht – nicht als gemeinsame Heimat aller Bürger*innen (vgl. haGalil).
Das Nationalstaatsgesetz, das am 19. Juli 2018 im israelischen Parlament, der Knesset,
beschlossen wurde, definiert Israel explizit als den Nationalstaat des jüdischen Volkes
und macht die jüdische Kultur und Sprache zur alleinigen Grundlage staatlicher Identität
(vgl. SWP).

Apartheid:

Am 5. Dezember 1984 verabschiedeten die Vereinten Nationen (VN) Resolution
Resolution 39/72, in welcher sie definieren, dass: „policies and actions of certain Western
Powers and Israel are the main obstacles which have frustrated international efforts for
the elimination of apartheid“ (UN-Resolution 39/72). Übersetzt heißt das, dass die
politischen Handlungen von bestimmten westlichen Mächten und Israel die
Haupthindernisse für internationale Bemühungen zur Abschaffung von Apartheid sind.
Im Folgenden listen wir einige Gesetze, die zur Aufrechterhaltung der israelischen
Apartheid gelten. Dabei handelt es sich um keine vollständige Aufzählung.
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Am 5. Juli 1950 wurde das sog. Rückkehrgesetz („Law of Return“) eingeführt. „1954
[wurde es] leicht und 1970 wesentlich überarbeitet“ (Sapir). Dieses privilegiert Menschen
jüdischer Herkunft weltweit und gewährt ihnen sofortige Staatsbürgerschaft. Nicht-
jüdischen Geflüchteten Menschen hingegen wird ihr Menschenrecht auf Asyl jedoch
häufig verwehrt: “in its entire history, Israel has recognized less than 1% of applications,
having granted asylum to ten Eritreans and one Sudanese only” (Jegić, 178).
Das „Gesetz über Staatsbürgerschaft und Einreise nach Israel“ erschwert
Palästinenser*innen den Zugang zur Staatsbürgerschaft.
Außerdem gibt es in Israel „Gesetze, die es Hunderten von jüdischen Kleinstädten
erlauben, Palästinenser faktisch auszuschließen“ (HRW Apr. 2021). Das wird
beispielsweise daran erkennbar, dass „Palästinensische Schulen nur ein Bruchteil der
Mittel erhalten, die Schulen für jüdisch-israelische Kinder [bekommen] (ebd.).
“Although citizens of Israel, as ethnic Palestinians they do not have access to the
privileges implicit in citizenship” (Jegić, 224). Übersetzt heißt das, dass ethnische
Palästinenser*innen, die Bürger*innen Israels geworden sind, zwar formell Bürger*innen
sind, jedoch nicht die Privilegien inne haben, die die Staatsbürgerschaft mit sich bringt.
Jegić schreibt dazu, es gibt eine “particular discrepancy experienced by Palestinians with
Israeli passports: while they enjoy access to many benefits internationally, such as visa-
free travel to western countries, where they are oftentimes perceived as Israelis or so-
called Arab Israelis, domestically they remain second-class citizens suffering from internal
colonialism” (Jegić, 230). Übersetzt heißt das, dass es eine bestimmte Diskrepanz gibt,
die Palästinenser*innen mit israelischem Pass erleben: international genießen sie die
Vorteile des Passes, wie beispielsweise die Möglichkeit, visa-frei in westliche Länder zu
reisen, wo sie als Israelis oder arabische Israelis wahrgenommen werden, während sie
innerländlich Bürger*innen zweiter Klasse bleiben und so an internem Kolonialismus
leiden.
Im völkerrechtswidrig annektierten palästinensischen Westjordanland, gilt für (jüdische)
Israelis (also menschenrechtsbrechende Siedler*innen) das Zivilrecht, während für
Palästinenser*innen das Militärrecht angewandt wird (vgl. HRW, Apr. 2021).
Dass neben dem internationalen Strafgerichtshof auch der oberste israelische
Gerichtshof einige der Siedlungen als illegal verurteilt hat, ändert nichts an den Tatsachen
vor Ort: die Siedler*innen bleiben, sind gewalttätig, und werden vom israelischen Militär
geschützt.
Ebenso gibt es im Westjordanland modernste (illegale) Straßen für Israelische
Bürger*innen, die Palästinenser*innen nicht nutzen dürfen. Da seit den Osloer Abkommen
ein großer Teil des Westjordanlandes zur sogenannten „Area C“ gehört, stehen viele
palästinensische Straßen unter israelischer Kontrolle. Auf diesen hat der Staat Tore
errichtet, die die Straßen verschließen können, einige darunter sind standardmäßig
verschlossen.

Diese Elemente zusammengenommen verdeutlichen, dass Israel kein demokratischer
Staat für alle seine Bewohner*innen ist, sondern eine Staatsordnung, die auf
ethnonationalistischer Privilegierung basiert.

Genozid:

Am 29. Dezember 2023 klagte Südafrika Israel vor dem internationalen Strafgerichtshof
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wegen Verstößen gegen die internationale Genozidkonvention an. Am 26. Januar 2024
urteilte der IGH, dass Israel 6 von ihnen definierte Maßnahmen ergreifen müsse, um
Völkermord vorzubeugen. Am 28. März 2024 urteilte der IGH, dass Israel zunehmende
Maßnahmen ergreifen müsse, um genozidale Handlungen zu verhindern; darunter das
erlauben von Hilfsgütern. Am 6. Mai forderte Südafrika den IGH auf, weitere Maßnahmen
zu urteilen, da Israel eine Bodenoffensive auf Rafah plante, obwohl es von ihnen zuvor
noch als „safe zone“, also als sicheres Gebiet deklariert worden war. Aufgrund dieses
Status als sicheres Gebiet lebten dort >1.000.000 Menschen. Daraufhin urteilte der IGH,
dass Israel seine militärische Operation unverzüglich stoppen müsse. Dem ist Israel nicht
nachgekommen. Am 20. Mai 2024 erließ der IGH einen Haftbefehl gegen den israelischen
Premierminister Benjamin Netanjahu und den (damaligen) „Verteidigungs“minister Yoav
Gallant (Amnesty, 63ff).
Am 4. Dezember 2024 veröffentlicht die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International einen 296-seitigen Bericht, in dem sie das Vorgehen Israels klar als Genozid
verurteilt: „In light of the above, the only possible conclusion is that Israel not only
foresaw, but intended, to inflict conditions of life on Palestinians in Gaza calculated to
bring about their destruction“ (201). Der Bericht arbeitet mit ausführlichen
Quellenangaben und weist so fundiert nach, dass Israel einen Völkermord begeht.

Als Linke Partei ist es unsere Pflicht, immer auf der Seite der Unterdrückten zu stehen,
und alles und mögliche zu tun, diese Unterdrückung zu beenden. Entsprechend
verurteilen wir als Linke Bayern klar das genozidale Vorgehen des ethnonationalistischen
Apartheidsstaates Israels und solidarisieren uns mit der palästinensischen Bevölkerung

Quellen:

Amensty International
https://www.amnesty.de/sites/default/files/2024-12/Amnesty-Bericht-Gaza-Genozid-
Voelkermord-Palaestinenser-innen-Israel-Dezember-2024.pdf
Guide to getting married in Israel. ITIM. Web. 15. Aug. 2025.
https://www.itim.org.il/en/itim-guide-to-getting-married-in-israel/
haTikvah: Die Nationalhymne des Staates Israel. HaGalil: Jüdisches Leben online. Web. 15.
Aug. 2025.
https://www.hagalil.com/iwrith/hatikvah.htm
Jegić, Denĳal. Trans/Intifada: The Politics and Poetics of Intersectional Resistance.
Memmingen: Universitätsverlag WINTER Heidelberg, 2019. Print.
Sapir, Yoav. Das jüdische Rückkehrgesetz: eine deutsche Übersetzung. UN/ZUGEHÖRIG.
22. Sept. 2010. Web. 15. Aug. 2025.
https://scilogs.spektrum.de/un-zugehoerig/das-j-dische-r-ckkehrgesetz-eine-deutsche-
bersetzung/
SWP Berlin. Grundgesetz: Israel – Nationalstaat des jüdischen Volkes. SWP Aktuell 2018/A
50. September 2018. Web. 15. Aug. 2025.
https://www.swp-
berlin.org/publications/products/sonstiges/2018A50_Anhang_IsraelNationalstaatsgesetz.
pdf
UN-Resolution 39/72
Aufrufbar unter https://docs.un.org/en/A/RES/39/72
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https://therealnews.com/auschwitz-survivor-gabor-mate-gaza-genocide

Antrag A7: Zionismus als Antisemitismus
Antragsteller*in: Christina Theresa Kunkel (KV Würzburg Mainfranken · Nr.

D-34134), Fabian Schneider (KV Regensburg · Nr.
E-27096), Yuls Gerber, Faris Vidia, Ronja Bergler, Jonas
Buhn, Ruben Addison, Sandy Puziewicz, Mayka Scholz,
Manuel Pfanzer

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Der Landesparteitag stellt fest, dass es sich bei Zionismus um eine antisemitische
2 Ideologie handelt, die wie alle Formen des Antisemitismus bekämpft werden muss.

Begründung

Zionist Leon Pinkser ging davon aus, dass Antisemitismus unheilbar sei. „Deshalb sollten
die Juden – so Pinsker – zu der Einsicht kommen, dass ein Kampf gegen den
Antisemitismus sinnlos und ein Widerstand gegen vererbte Anlagen unmöglich sei. Kein
Volk, so meinte er, würde Fremde akzeptieren. Diese Tatsache sei ethnologisch
begründet und durchaus verständlich“ (Nicosia, 52).
„In seinem Tagebuch schrieb er [Herzl], dass er dem französischen Antisemiten Édouard
Drumont, Autor des antĳüdischen Buches La France juive (1886) und Herausgeber der
Zeitschrift La Libre Parole, sehr viel für seine »jetzige Freiheit meiner Auffassung«
schulde“ (Nicosia, 54).
Am 12. Juni 1895 schrieb Theodor Herzl (einer der ideologischen Begründer des
Zionismus) in sein Tagebuch folgendes:
“The anti-Semites will become our most dependable friends, the anti-Semitic countries
our allies” (Herzl, 84). Übersetzt heißt das, dass die Antisemit*innen unsere
verlässlichsten Freund*innen werden würden, und die antisemitischen Länder die jeweils
besten Alliierten. Mit „unser“ sind Zionist*innen gemeint.
„Wie der pandeutsche Nationalist und Antisemit von Schönerer, der gegen den deutschen
Liberalismus arbeitete, und der christlich-soziale, antisemitische Lueger, der auch gegen
liberale Katholiken wetterte, kämpfte Herzl hauptsächlich gegen den im jüdischen
politischen und sozialen Leben in Europa vorherrschenden Liberalismus“ (Nicosia, 55).
„Letzten Endes gewann Herzl die Unterstützung vieler Antisemiten, die über die Aussicht
erfreut waren, dass die Juden Europa aus eigenem Willen verlassen würden“ (Nicosia,
55).
Der israelische Historiker Shlomo Zand beschreibt in The Invention of the Jewish People,
dass seit Anbeginn die Konzepte von „Rasse“, „Blut“ und „Rassenhygiene“ zentral waren
(engl. Ausgabe, S.267). Der Zionist Arthur Ruppin glaubte nicht nur an eine separate
jüdische Rasse, sondern auch, dass weiße Ashkenazim Jüdinnen/Juden allen anderen
nicht-europäischen jüdischen Menschen überlegen seien (vgl. Jegić, 31).
Daran ist erkennbar, dass es dieser Ideologie nichtmal zu Anbeginn um die Bekämpfung
des Anti-Semitismus ging.
1933 gab es auch eine Kooperation zwischen den Nazis (konkret dem
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Wirtschaftsministerium des faschistischen Deutschlands) und Zionist*innen (in Form der
Jewish Agency). Historischer Hintergrund war, dass es gegen das faschistische
Nazideutschland einen globalen jüdischen Boykott gab. Ziel des HaAvarah Abkommens
war es, jüdische Menschen aus Deutschland zu vertreiben und diesen globalen Boykott
zu brechen.
“Despite the protest of German Jews, the Zionist Federation of Germany supported the
Nuremberg Laws, ‘as they agreed that Jews and Aryans were separate and separable
races’” (Jegić und Massad1 in Jegić, 38).

Israelischer Antisemitismus ist insbesondere gegen BIPoC Jüdinnen/Juden gerichtet:
Der Zionist Arthur Ruppin glaubte nicht nur an eine separate jüdische Rasse, sondern
auch, dass weiße Ashkenazim Jüdinnen/Juden allen anderen nicht-europäischen
jüdischen Menschen überlegen seien (vgl. Jegić, 31).
“The Zionist project has marginalized not only Palestinians, but also Sephardi/Mizrachi
Jews and non-white populations in general” (Jegić, 149).
„Sephardim were seen as primitive immigrants who arrived from the Middle Ages” (Jegić,
150).
“Sephardic history was silenced and eventually overwritten by the ideologically
engineered Israeli collective memory” (Jegić, 150).
“upon their arrival, Sephardim were sprayed with insecticide in order to be disinfected
and deloused” (Jegić, 151).
In 2008 wurden 5.000 Jüdinnen und Juden werden von Israel mit dem Verhütungsmittel
Depo-Pravera injizieiert. Darunter waren 57% äthiopischer Abstammung (vgl.
Chronologie).
“Israelis released in the November prisoner exchange have told the media that the main
threat to their lives while they were held in Gaza was not Hamas, but Israeli
attacks” (Winstanley, Asa 2)

Seit Erfindung des Zionismus gab es entsprechend auch jüdischen Widerstand:
„Der österreichisch-jüdische Kritiker Karl Kraus (1874-1936) verwarf Herzls Argumente
und beschuldigte ihn, dass er die antisemitische Propaganda über mehrere jüdische
Loyalitäten bestätige. Herzl war damit laut Kraus ein Sprachrohr für die antisemitische
Forderung, Juden sollten ihr Geburtsland verlassen Der österreichische Schriftsteller
Arthur Schnitzler (1862-1931) beschrieb Herzls Zionismus mit seiner zutiefst negativen
Darstellung der zeitgenössischen Juden als antisemitisch“ (Nicosia, 55).
Im November 1917, als das britische Parlament sich dazu entschied, dass Palästina ein
“national home for the Jewish people” (Balfour Declaration) werden solle, war die einzige
Person, die damals dagegen stimmte, nämlich Edwin Montagu, das einzige jüdische
Mitglied des britischen Parlaments.
Er warnte bereits davor, dass ein jüdischer Staat Jüdinnen und Juden nicht sicherer
machen würde. Er schrieb bereits im August 1917 über Zionismus, es sei “nationalism
designed to promote anti-Semitism”. Übersetzt heißt das, dass es sich bei Zionismus um
Nationalismus handle, der entworfen wurde, um Antisemitismus zu fördern.
Er fürchtete, wenn Jüdinnen und Juden gesagt würde, dass ihr nationales Heim in
Palästina läge, die Länder der Welt dies als Vorwand nutzen würden, Jüdinnen und Juden
zu vertreiben. Außerdem fürchtete er, dass die gegenwärtige Bevölkerung Palästinas
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vertrieben werden würde.
Joseph Massad schrieb über jüdischen, anti-zionistischen Widerstand:
“While the majority of Jews continued to resist the anti-Semitic basis of Zionism and its
alliances with anti-Semites, the Nazi genocide not only killed 90 percent of European
Jews, but in the process also killed the majority of Jewish enemies of Zionism who died
precisely because they refused to heed the Zionist call of abandoning their countries and
homes.“
Grob übersetzt heißt das, dass der Großteil von Jüdinnen/Juden aufgrund der
antisemitischen Grundlage des Zionismus und seiner Allianzen mit Antisemit*innen sich
gegen diesen stellten. Indem die Nazis in der Schoa 90% der europäischen Jüdinnen und
Juden ermordeten, ermordeten sie auch viele antizionistische jüdische Menschen. Weil
sie Europäer*innen, also beispielsweise als Deutsche, Niederländer*innen, Pol*innen et
cetera waren, weigerten sie sich, ihr Zuhause zu verlassen und nach Palästina zu
emigrieren. Faschist*innen ermordeten sie (unter anderem) dafür.
Die Geschichte von Marek Edelman, einem der Anführer des Warschauer
Ghettoaufstands, zeigt eindrücklich, dass selbst jüdische Widerstandskämpfer*innen von
der israelischen Staatsdoktrin marginalisiert wurden, wenn sie das zionistische Projekt
nicht unterstützten. Edelman verstand seine jüdische Identität ohne die Bindung an einen
exklusiven Nationalstaat – und wurde dafür von Israel ignoriert (vgl. Luden). Dies
verdeutlicht konkret, dass es innerhalb des Judentums stets auch nicht-zionistische
Stimmen gab und gibt, die dennoch klar gegen Antisemitismus Position beziehen.
Die israelische Geschichtsschreibung leugnet diesen Aspekt jüdischer Geschichte.
Auch in der Gegenwart gibt es antizionistische Jüdinnen und Juden, die gegen ihre
Unterdrückung durch Israel kämpfen. Sie organisieren sich beispielsweise in der
“Jüdischen Stimme für einen gerechten Frieden im nahen Osten”. Diese Organisation
wurde 2017 in Israel verboten.
Deutschland macht sich nicht nur mit Waffenlieferungen an dem israelischen Genozid an
den Palästinenser*innen mitschuldig, sondern auch durch ideologische Unterstützung. Es
hat den Zionismus effektiv zu seiner Staatsräson gemacht, und beteiligt sich
insbesondere in den letzten Jahren an der Zensur von jüdischen Stimmen, die den
israelischen Staat oder seine oft als Genozid beschriebene Kriegsführung ablehnen. So
wurde beispielsweise die oben erwähnte Organisation im aktuellen
Verfassungsschutzbericht als “extremistische Organisation” gelistet.
Es geht Zionist*innen nicht um den Schutz jüdischen Lebens. Es geht um Repression,
Zensur, Landnahme und Völkermord. Weil damit die eigenen staatlichen Interessen
bedient werden.

Für den Fall, dass es nicht offensichtlich genug sein sollte, betonen wir nochmal ganz
deutlich:
Es steht außer Frage, dass Juden*Jüdinnen angesichts von jahrhundertealtem, originär
europäischem Antisemitismus und der Shoah Schutz benötigen. Dieser Grundsatz ist für
uns selbstverständlich. Doch bleibt zu klären, was unter einem Schutzraum verstanden
wird: Handelt es sich um einen Staat, in dem jüdisches Leben sicher gedeihen kann – oder
um einen Staat ausschließlich für Juden*Jüdinnen, wie Israel von Anfang an konstituiert
war? Diese Differenz ist entscheidend, da sie über Inklusion oder Exklusion anderer
Bevölkerungsgruppen bestimmt.
Durch die falsche Gleichstellung von Zionismus und dem Judentum und den
Kriegsverbrechen und dem Genozid, den der israelische Staat begeht, kommt es zu
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wachsenden Fällen von Antisemitismus. Dem müssen wir als Partei entschieden entgegen
stehen.

Quellen:

Herzl, Theodor.
https://ia600309.us.archive.org/5/items/TheCompleteDiariesOfTheodorHerzl_201606/
TheCo
mpleteDiariesOfTheodorHerzlEngVolume1_OCR.pdf
Jegić, Denĳal. Trans/Intifada: The Politics and Poetics of Intersectional Resistance.
Memmingen: Universitätsverlag WINTER Heidelberg, 2019. Print.
Luden, Itzhak. „Marek Edelman, the Heroic Anti-Hero,“ Jewish Currents. 7. Oktober 2015.
Web.
https://jewishcurrents.org/marek-edelman-the-heroic-anti-hero
https://www.aljazeera.com/opinions/2013/5/21/the-last-of-the-semites/
Nicosia, Francis R. Zionismus und Antisemitismus im Dritten Reich.
1 Massad, „Semites,“ Web.
https://www.aljazeera.com/opinions/2013/5/21/the-last-of-the-semites/
2https://electronicintifada.net/content/how-israel-killed-hundreds-its-own-people-7-
october/49216

Antrag A8:  Bereitstellung von Telefonnummern für 
Kreisverbände
Antragsteller*in: KV Allgäu
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - allgemeine Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Der Landesverband Bayern setzt sich, entweder durch ein eigenes Angebot oder
durch

2 Initiative an die Bundespartei, dafür ein, dass Kreisverbänden auf Antrag
3 Telefonnummern zur Verfügung gestellt werden können (z.B. über einen VoIP-Dienst).

Begründung

Wir verlieren als Kreisvorstände sehr viel Zeit damit uns mit der Suche nach passenden
Anbietern und der rechtssicheren Registrierung abzumühen. In unserem konkreten Fall im
Allgäu waren die Versuche aufgrund der bürokratischen Hürden zudem erfolglos,
weswegen wir für unsere beiden Telefonnummern (Kreisverband zentral und Die Linke
Hilft) letztlich wieder zu privat registrierten PrePaid-SIM-Karten übergangen sind. Es kann
aber kein tragfähiges Modell sein, dass zentrale Arbeitsinfrastruktur an Einzelpersonen
hängt, insbesondere dann, wenn verschiedene dritte Webdienste über diese Nummern
registriert werden müssen. Bei einem unerwarteten Parteiaustritt oder ähnlichem würden
im Zweifel so die Zugänge verloren gehen und Kontakte müssten aufwändig über neue
Nummern informiert werden. Ein Leid, das wir aus anderen ähnlichen Kontexten nur zu
gut kennen. Eine zentrale Lösung würde.

Antrag O1: Änderung § 4 Landesfinanzordnung
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Antragsteller*in: Max Raimond Tetzner (KV Bayreuth · Nr. E-08030)
Status: zugelassen
Sachgebiet: O - Anträge zu den Ordnungen des Landesverbands

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 § 4 Eigenfinanzierung und innerparteilicher Finanzausgleich
2 (1) Die Mitgliedsbeiträge werden je zu 45 % zwischen dem Landesverband und dem
3 Kreisverband, in dem ein Mitglied gemeldet ist, aufgeteilt. 10 % der
4 Mitgliedsbeiträge werden dem Kommunalwahlfonds zugeführt, der im Haushalt des
5 Landesverbandes geführt wird. Kreisverbände mit einem jährlichen

Beitragsaufkommen
6 unter 1200 Euro erhalten vom Landesverband eine Aufstockung ihres
7 Mitgliedsbeitragsanteils auf540600Euro.
8 (2) Die Kreisverbände legen dem Landesfinanzrat und der
9 Landesfinanzrevisionskommission 6 Monate vor den allgemeinen Kommunalwahlen

eine
10 Übersicht über die eingegangen Mandatsträgerbeiträge und noch offenen

Forderungen
11 gegenüber Mandatsträgern aus Mandatsträgervereinbarungen vor.

Antrag O2: Änderung § 5 Landesfinanzordnung
Antragsteller*in: Max Raimond Tetzner (KV Bayreuth · Nr. E-08030)
Status: zugelassen
Sachgebiet: O - Anträge zu den Ordnungen des Landesverbands

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 § 5 Finanzplanung
2 (1) Der Landesfinanzrat ist ein beratendes Gremium des Landesschatzmeisters bzw.

der
3 Landesschatzmeisterin oder der Landesschatzmeisterin, dem alle
4 Kreisschatzmeister/innen und der/die Landesschatzmeister/in angehören. Er tagt
5 mindestens zweimal im Kalenderjahr. Er wird einberufen, wenn mindestens 10
6 Kreisschatzmeister/innen oder der/die Landesschatzmeister/in dies beantragen. Er ist
7 beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen ist.
8 (2) Der/die Landesschatzmeister/in erstellt zum Landesparteitag für das Folgejahr
9 einen Haushaltsplan, der dem Landesfinanzrat zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

Der
10 Landesfinanzrat kann daraufhin einen eigenen Haushaltsplan erstellen oder dem
11 Landesparteitag Änderungen zum Haushaltsplan des Landesschatzmeisters bzw. der
12 Landesschatzmeisterin vorlegen. Der Haushaltsplan enthält die Rechnungsergebnisse

der
13 Vorjahre, sowie eine Aufstellung der Außenstände, Verbindlichkeiten und Rücklagen.
14 (3) Die Kreisverbände erstellen einen Haushaltsplanzum Kreisparteitagfür das
15 kommende Haushaltsjahr und senden den Beschluss bis zum 31. Januar an die
16 Finanzbuchhaltung des Landesverbandes.
17 (4) Die Landessprecher/innen und der/die Landesschatzmeister/in sind für Ausgaben
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und
18 Einnahmen des Landesvorstandes zeichnungsberechtigt. Dies gilt auch für die
19 gerichtliche Vertretung des Landesverbandes. Der Landesvorstand kann per

Beschluss
20 weitere Personen bevollmächtigen. Die Hauptkasse führt der/die
21 Landesschatzmeister/in. Die Kreisvorstände haben entsprechende Regelungen zu
22 beschließen.
23 (5) Für Bankkonten der Kreisverbände sind Zeichnungsberechtigungen der

Vorsitzenden,
24 des Kreisschatzmeisters/der Kreisschatzmeisterin und des Landesschatzmeisters/der
25 Landesschatzmeisterin einzurichten.
26 (6) Aufträge und Vertragsabschlüsse, die zu dauerhaften und regelmäßig
27 wiederkehrenden Zahlungsverpflichtungen (Dauerschuldverhältnissen) führen, können

bis
28 zu einer Größenordnung von 2.000,00 Euro pro Jahr vom geschäftsführenden
29 Landesvorstand beschlossen und gekündigt werden. Darüber hinausgehende

Aufträge und
30 Verträge, die zu Dauerschuldverhältnissen führen, müssen vom Landesvorstand
31 beschlossen oder gekündigt werden.
32 (7) Der Landesvorstand kann die Vorstände der Kreisverbände durch Beschluss zum
33 Abschluss der in Absatz65genannten Verträge in seinem Namen bevollmächtigen.
34 (8) Beschlüsse des Landesvorstands, die den jeweiligen Haushaltsplan überschreiten,
35 benötigen eine haushaltsinterne Gegenfinanzierung. Der/die Landesschatzmeister/in

hat
36 in diesem Fall ein Vetorecht.

Antrag O3: Änderung § 7 Landesfinanzordnung
Antragsteller*in: Max Raimond Tetzner (KV Bayreuth · Nr. E-08030)
Status: zugelassen
Sachgebiet: O - Anträge zu den Ordnungen des Landesverbands

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 (1) Die Kreisverbände unterhalten ein Bankkonto mit dem Namen „DIE LINKE.
2 Kreisverband“ und dem jeweiligen Namen des Kreisverbandes. Die Zustimmung zur
3 Neueröffnung eines Kontos erteilt der Landesschatzmeister / die
4 Landesschatzmeisterin.
5 (2) Aus Gründen der Dokumentation und Transparenz soll der Zahlungsverkehr so weit
6 wie möglich bargeldlos erfolgen. Barkassen sind zu vermeiden.
7 (3) Die Kreisverbände übergeben monatlich, bis zum 15. des Folgemonats, eine
8 Abrechnung an die Finanzbuchhaltung des Landesverbandes, die die Originale derdie
9 Kontoauszüge, Belege und der die zugehörigen Beschlüsse des Kreisvorstandes
10 beinhalten. Der Landesverband erstellt zum 30. des Folgemonats

Quartalsabrechnungen
11 an den Parteivorstand.
12 (4) Die Erfüllung der Abrechnungsverpflichtung der Kreisverbände ist die
13 Voraussetzung für die Überweisung der Beitragsanteile durch den Landesverband.
14 Kreisverbände, die ihrer Abrechnungspflicht wiederholt nicht nachkommen, kann der
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15 Landesvorstand die eigenständige Kassenführung entziehen, sofern der
Landesfinanzrat

16 vorher informiert wurde. Die betroffenen Kreisverbände können gegen den Beschluss
17 Einspruch bei der Landesschiedskommission einlegen, die darüber entscheidet.
18 Landesfinanzrat und Landesvorstand sind verpflichtet, die Regelung nach einem Jahr

zu
19 überprüfen. Für die Übernahme der Finanzbuchhaltung eines Kreisverbands durch den
20 Landesverband wird eine monatliche Pauschalgebühr in Höhe von 10 Euro bei bis zu

50
21 Mitgliedern, 20 Euro bei bis zu 100 Mitgliedern, 30 Euro bei bis zu 150 Mitgliedern
22 und 50 Euro bei bis zu 200 Mitgliedern erhoben. Stichtag für die Berechnung der
23 Mitgliederzahl ist der 31.12. des jeweiligen Jahres.
24 (5) Die Original-Buchhaltungsunterlagen des Landesverbandes und der Kreisverbände
25 werden entsprechend den gesetzlichen Vorschriften beim Landesverband

aufbewahrt.
26 (6) Landesverband und Kreisverbände führen ein Inventarverzeichnis, das dem
27 Jahresabschluss beizufügen ist. Verantwortlich ist der Landesgeschäftsführer / die
28 Landesgeschäftsführerin bzw. die Kreisvorsitzenden.
29 (7) Der Landesvorstand führt mindestens zweimal jährlich Schulungen zu

Datenschutz,
30 Mitgliederverwaltung und Online-Kassenbuch durch. Die Kreisschatzmeister/innen

und
31 Mitgliederdatenverwalter/innen sind zur Teilnahme verpflichtet, sofern sie keine
32 aktuelle Schulung nachweisen können.

Antrag O4: § 6 Landesfinanzordnung 
Ehrenamtlichkeit und Vergütung
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: O - Anträge zu den Ordnungen des Landesverbands

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 § 6 Landesfinanzordnung wird wie folgt umbenannt und geändert:
2 § 6 Ehrenamtlichkeit und Vergütung Nebenamtlichkeit
3 (1) Die Ämter des Landesverbandes Bayern sind prinzipiell ehrenamtlich.
4 (2) Im Anhang zur Jahresrechnung und zum Haushaltsentwurf ist dem

Landesparteitag ein
5 Stellenplan vorzulegen.
6 (3) Die Landessprecher:innen und der/die Landesschatzmeister:in könnenjeweils eine

7 Vergütung in Höhe von bis zu einem bayerischen Durchschnittseinkommenvon
jeweils

8 monatlich bis 800 Euro (Arbeitgeberbrutto) in Anspruch nehmen,insofern sie nicht
9 Mitglied des Europaparlaments, des Bundestags oder des Landtags sind. Als
10 Referenzwert zur Bestimmung eines bayerischen Durchschnittseinkommen wird

die letzte
11 Veröffentlichung der durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste von
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12 Vollzeitbeschäftigten in Bayern des Bayerischen Landesamt für Statistik
herangezogen.

13 Die Vergütung ist jährlich zum 01. Juli durch Beschluss des Landesvorstands
14 anzupassen.
15 (4) Die Vergütung der Landessprecher:innen und des/der Landesschatzmeister:in

wird in
16 der Regel im Rahmen eines auf die Amtszeit sachgrundbefristeten Arbeitsvertrag

beim
17 Landesverband gewährt.
18 (5)(4) Die Höhe der Entlohnung und die Eingruppierung der Beschäftigten wird im
19 Haushalt des Landesverbandes in Abstimmung mit dem Betriebsrat und nach

Beschluss des
20 Landesvorstands festgelegt.

Antrag S1: § 17 Abs. 6 Landessatzung: Größe des 
Landesparteitags
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: S - satzungsändernde Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 In § 17 Abs. 6 der Landessatzung wird der Satz 3 gestrichen.
2 § 17 Abs. 6 Landessatzung: "Es werden 150 Delegierte in den Kreisverbänden gewählt.
3 Zugeteilt wird der Mandatsanspruch gemäß Zuteilungsverfahren nach Adams
4 Divisorverfahren mit Aufrundung). Kreisverbände die einen Mandatsanspruch von

weniger
5 als 2 haben, bekommen trotzdem 2 Mandate. Letztere werden zusätzlich verteilt und
6 führen zu keinem Mandatsausgleich. Ab 6000 Mitgliedern in Bayern entsenden die
7 Kreisverbände 180 Delegierte, exklusive der Aufstockungsdelegierte für kleinere
8 Kreisverbände, ab 9000 Mitgliedern dann 210 Mandate und so weiter."

Begründung

Durch das Mitgliederwachstum der Linken Bayern und der Ausgliederung von
zusätzlichen Kreisverbänden aus bestehenden Kreisverbänden würde der
Landesparteitag mit der Anzahl an Delegierten immens anwachsen. Die daraus
entstehenden Kosten und organisatorischen Herausforderungen sind zu beachten. Ob
eine Debatte durch mehr Delegierte auf einem Parteitag produktiver oder demokratischer
wird ist zu hinterfragen.

Antrag S2: § 35 Abs. 2 Landessatzung 
Delegiertenversammlungen Kommunalwahlen
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: S - satzungsändernde Anträge
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Der Landesparteitag möge beschließen:

1 § 35 Abs. 2 der Landessatzung wird wie folgt geändert:
2 Bisher:
3 (2) Die Bewerberinnen und Bewerber für kommunale Mandate werden auf einer eigens

4 hierfür einzuberufenden Nominierungsversammlung der im Wahlkreis
wahlberechtigten

5 Mitglieder aufgestellt.
6 Neu:
7 (2) Die Bewerberinnen und Bewerber für kommunale Mandate werden auf einer eigens

8 hierfür einzuberufenden Nominierungsversammlung des zuständigen Kreisverbands
von

9 denjenigen Mitgliedern aufgestellt, die im Wahlkreis wahlberechtigt und diesem
10 Kreisverband zugeordnet sind. Eine Kreissatzung kann die Durchführung als
11 Delegiertenversammlung vorsehen, sofern im Wahlgebiet mindestens 250

wahlberechtigte
12 Mitglieder gemeldet sind.

Begründung

Zu 1. Die Möglichkeit einer Delegiertenversammlung, wie sie derzeit in München geplant
und künftig vielleicht auch in anderen Großstädten nötig werden könnte, sollte nicht qua
Satzung ausgeschlossen sein. Dennoch möchten wir, dass die Nominierung auf einer
formal eigenen Versammlung stattfindet. Außerdem: grundsätzlich erhalten nur die
wahlberechtigten Mitglieder des zuständigen Kreisverbands das aktive Stimmrecht. Die
logistische Herausforderung, im Wahlkreis wahlberechtigte Mitglieder aus anderen
Kreisverbänden ausfindig zu machen und einzuladen, entfällt somit für die Orts- und
Kreisvorstände.

Antrag S3: § 35 Abs. 3 Landessatzung 
Anhänger*innenversammlung Kommunalwahlen
Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: S - satzungsändernde Anträge

Der Landesparteitag möge beschließen:

1 Alt:
2 (3) Sofern in einem Wahlkreis weniger wahlberechtigte Mitglieder gemeldet als

Mandate
3 zu vergeben sind, kann das Stimmrecht auf der Nominierungsversammlung auf alle
4 wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger der Partei im Wahlkreis erweitert

werden.
5 Dies ist im Vorfeld der Versammlung in öffentlicher Ladung anzukündigen.
6 Neu:
7 (3) Sofern in einem Wahlkreis weniger wahlberechtigte Mitglieder gemeldet als
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Mandate
8 zu vergeben sind, kann das aktive Stimmrecht auf der Nominierungsversammlung

durch
9 Beschluss der anwesenden Mitglieder auf anwesende wahlberechtigte

Anhängerinnen und
10 Anhänger der Partei im Wahlkreis erweitert werden. Dies ist im Vorfeld der
11 Versammlung in öffentlicher Ladung anzukündigen.

Begründung

Zu 2. Auszug aus bayGLKrWBek
43.2.2. Teilnehmerinnen und Teilnehmer
1Das Gesetz spricht in Art. 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bewusst von Anhängern und nicht von
Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe, um damit den Wahlvorschlagsträgern
insbesondere in kleineren Gemeinden die Aufstellung der sich bewerbenden Personen zu
erleichtern.
2Parteien und organisierte Wählergruppen können allgemein oder im Einzelfall selbst
entscheiden, wen sie als Anhänger betrachten. 3Wurde die Anhängerschaft nicht auf
Mitglieder beschränkt, sind alle wahlberechtigten Anhänger im Wahlkreis
teilnahmeberechtigt. 4Eine Entscheidung der Mitglieder der Partei oder organisierten
Wählergruppe darüber, wer als Anhänger bei der Aufstellungsversammlung
stimmberechtigt sein soll, kann noch unmittelbar vor der eigentlichen Versammlung
erfolgen. 5Auf diese Weise können sie sich vor unerwünschter Unterwanderung schützen
(BayVGH, Urteil vom 25. Juni 1997, Az. 4 B 97.740). 6Eine Beschränkung auf Mitglieder
muss vor der Ladung vom Wahlvorschlagsträger durch Satzung oder durch Beschluss
festgelegt werden.
7Der Kreis der Teilnahmeberechtigten darf während der Aufstellungsversammlung weder
erweitert noch eingeschränkt werden.
8An der Wahl der sich bewerbenden Personen können nur gemäß Art. 29 Abs. 2 Satz 1 im
Wahlkreis wahlberechtigte Personen teilnehmen, also z. B. keine Personen unter 18
Jahren.
9Es ist nicht vorgeschrieben, dass die Person, welche die Versammlung leitet, im
Wahlkreis wahlberechtigt ist; ist sie nicht wahlberechtigt, kann sie sich an der Wahl der
sich bewerbenden Personen nicht beteiligen.
10Auch sich bewerbende Personen können die Aufstellungsversammlung leiten und,
wenn sie im Zeitpunkt der Aufstellungsversammlung wahlberechtigt sind, an der Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber mitwirken, Schriftführerin oder Schriftführer sein sowie die
Niederschrift unterzeichnen (siehe hierzu § 42 Abs. 1). 11Im Übrigen reicht es aus, wenn
die von der Aufstellungsversammlung gewählten sich bewerbenden Personen am Wahltag
wählbar sind.
12Es ist zur Wahrung des Abstimmungsgeheimnisses erforderlich, dass sich an der
Abstimmung mindestens drei wahlberechtigte Personen beteiligen. 13Wenn also die
leitende Person nicht wahlberechtigt ist, müssen außer ihr mindestens drei
wahlberechtigte Personen an der Abstimmung teilnehmen.



Bitte einsenden an DIE LINKE. Bayern, Antragsberatungskommission, Äußere Cramer-
Klett-Str. 11 – 13, 90489 Nürnberg (Eingang spätestens 2 Tage vor Sitzung), danach
Abgabe bei der Tagungsleitung

Eingegangen am _______________ um ______ Uhr Unterschrift/Stempel:
entgegen genommen von ________________________

Initiativantrag
Ich/Wir stelle/-n folgenden Dringlichkeits- oder Initiativantrag an
die zweite Tagung des 15. Landesparteitag gem. § 18 Abs. 5 S. 4
Landessatzung

Antragstitel

Antragsteller*innen

und bestätigen, dass der Beschlusstext des Antrags, seit Beginn des Sammelns von
Unterstützungsunterschriften auf der Rückseite oder an diesem Blatt geheftet ist1 und
er für alle Unterschreibenden zugänglich war. Die Unterschriften erfolgten persönlich
und eigenhändig.

Ort und Datum Unterschrift der Antragsteller*innen, bzw. derer Vertre-
tungsberechtigten

Unterstützungsunterschriften
§ 18 Abs. 5 S. 2 Landessatzung: „Dringlichkeits- und Initiativanträge können mit Unter-
stützung von mindestens 10% der Delegierten mit beschließender Stimme auch unmit-
telbar auf dem Landesparteitag eingebracht werden“. Der 15. Landesparteitag besteht
aus 190 Delegierten, mindestens 10 % davon sind 19 Delegierte.

Nr Name2 Unterschrift
1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

1 Unzutreffendes streichen
2 oder Delegiertennummer. Die Antragskommission prüft die Stimmberechtigung der Unter-
schreibenden. Fehlende oder unlesbare Angaben können zur Ungültigkeit der Unterschrift füh-
ren.

Nr Name2 Unterschrift
12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22
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